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VORGESCHICHTE Seit dem frühen 20. Jahrhundert erhebt der Bund Abgaben auf die Emis-
sion und den Handel mit Wertschriften, die sogenannten Stempelabga-
ben. Im Jahr 2009 reicht die FDP-Liberale Fraktion eine parlamentari-
sche Initiative ein, die deren schrittweise Abschaffung fordert. Ihr erklär-
tes Ziel ist es, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz zu 
stärken und den Finanzplatz attraktiver zu machen. Nachdem das Schick-
sal der Versicherungs- und der Umsatzabgabe sowie der Emissions- 
abgabe auf Fremdkapital im Rahmen anderer Vorlagen geklärt wird, geht 
es bei der hier behandelten Gesetzesänderung lediglich noch um Emis-
sionsabgaben, die sich auf das Eigenkapital von Unternehmen beziehen. 

Beide Räte stimmen den Forderungen nach der Abschaffung der Emissi-
onsabgabe zu, folgen aber der Empfehlung des Bundesrats, das Geschäft 
zu sistieren und im Rahmen der Unternehmenssteuerreform III zu be-
rücksichtigen. Die USR III wird 2017 von den Stimmbürger:innen jedoch 
deutlich abgelehnt (siehe Vorlage Nr. 611). 

Rund zwei Jahre später – insgesamt zehn Jahre nach der Einreichung der 
parlamentarischen Initiative – werden die Verhandlungen zur Abschaf-
fung der Stempelsteuer wieder aufgenommen. Sie enden 2021 in einer 
Annahme des Gesetzesentwurfs bei den Schlussabstimmungen der bei-
den Räte. Im Nationalrat wird er mit 120 zu 70 Stimmen bei 5 Enthaltun-
gen, im Ständerat mit 29 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung jeweils deut-
lich angenommen. Gegen die Vorlage stimmen – nebst den drei Parla-
mentarier:innen der EVP – die Vertreter:innen der SP und der Grünen, 
deren Parteien im Anschluss in Zusammenarbeit mit weiteren linken Or-
ganisationen erfolgreich das Referendum ergreifen.  

GEGENSTAND Die Änderung des Gesetzes über die Stempelabgaben sieht vor, dass die 
Emissionsabgaben aufgehoben werden. Bisher werden Unternehmen bei 
der Aufnahme von Eigenkapital über einem Freibetrag von CHF 1 Mio. mit 
1% besteuert. Diese Steuer, die dem Bund bisher durchschnittlich CHF 
250 Mio. pro Jahr einbringt, soll nun wegfallen.  

ABSTIMMUNGSKAMPF Für die Vorlage setzen sich SVP, FDP, Mitte und GLP sowie die grossen 
Wirtschaftsverbände ein. Unter dem Motto «KMU stärken. Arbeitsplätze 
sichern» argumentieren die Befürworter:innen, dass eine Abschaffung 
der Emissionsabgabe den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken und 
Start-Ups sowie Jungunternehmen entlasten würde. Das Komitee führt 
zudem ins Feld, dass die Steuereinnahmen durch die Emissionsabgabe 
in der Vergangenheit immer in Krisenzeiten angestiegen sind, so auch 
während der Covid-19 Pandemie; dabei sollten Unternehmen gerade in 
Krisenzeiten nicht zusätzlich belastet werden. Weiter argumentiert es, 
dass die Emissionsabgabe auf Fremdkapital bereits abgeschafft wurde. 
Dies führe zu einem Fehlanreiz, da für die Aufstockung des Kapitals der-
zeit eine Kreditaufnahme sinnvoller scheinen möge, obwohl diese mehr 
Risiken mit sich bringe. 
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Gegen die Abschaffung der Emissionsabgaben sind die SP und die Grü-
nen. Ihnen schliessen sich nebst den Gewerkschaften die EVP, PdA, SD 
und EDU – letztere allerdings mit drei abweichenden Sektionen – an. Mit 
dem Slogan «Nein zum Stempelsteuer-Bschiss» wollen die Gegner:innen 
die Abschaffung der Emissionsabgabe verhindern. Das Referendums- 
komitee befürchtet, dass bei einer Annahme der Vorlage letztlich die Be-
völkerung für die Steuerausfälle aufkommen muss, entweder durch Steu-
ererhöhungen oder einen Abbau öffentlicher Leistungen. Weil schon die 
bisherige Steuer erst auf Beträgen über CHF 1 Mio. Eigenkapital erhoben 
wird, würde ihre Abschaffung gemäss der Nein-Kampagne vor allem we-
nigen Grossunternehmen zugutekommen, während KMU nichts davon 
hätten. 

Im langjährigen Vergleich ist die Zahl geschalteter Inserate bei der Stem-
pelabgabe unterdurchschnittlich (Stempelabgabe: 167 Inserate, Durch-
schnitt aller Abstimmungsvorlagen 2013-2021: 243 Inserate). 96% der In-
serate zur Stempelsteuer entfallen gemäss einer Analyse von APS auf die 
Befürworter:innen der Gesetzesreform, Contra-Inserate werden gerade 
einmal sechs erfasst (Heidelberger/Bühlmann 2022). Hingegen ist die 
Tonalität bei der Medienberichterstattung sehr ausgeglichen (fög 2022). 

ERGEBNIS Das Gesetz wird an der Urne trotz der breiten bürgerlichen Ja-Allianz bei 
einer Stimmbeteiligung von 44% deutlich abgelehnt. Nur 37,4% der Be-
völkerung sprechen sich für die Aufhebung der Emissionsabgaben aus, 
und einzig im Kanton Zug ist eine Mehrheit des Stimmvolkes dafür. Am 
deutlichsten fällt die Ablehnung im Kanton Jura aus mit 70,5% Nein-
Stimmen. 

Die Nachbefragung von gfs.bern (2022) ergibt, dass vor allem Personen, 
die sich selbst als rechts bezeichnen und eine Parteiaffinität zu FDP oder 
SVP haben, die Gesetzesänderung angenommen haben. Parteianhän-
ger:innen der Mitte und der GLP haben die Vorlage indessen entgegen 
den Parolen dieser Parteien mehrheitlich abgelehnt. Während Ja-Stim-
mende damit vor allem den Wirtschaftsstandort Schweiz stärken wollten, 
begründeten die meisten Nein-Stimmenden ihren Entscheid damit, dass 
ihrer Meinung nach die Vorlage nur Grosskonzerne begünstigt hätte und 
die Steuerausfälle zulasten der Bevölkerung gegangen wären.  
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